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Uniformierte geben nach
Proteste beendet, ohne Forderung erreicht zu haben
Proteste vor dem Gebäude der Küstenwache in Puerto Madero. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Der Protest der Rebellen von Küstenwache und kasernierter Polizei (Gendarmería) ist vorerst zu Ende – ohne dass die Forderungen der Uniformierten nach einem Mindestlohn von 7000 Pesos erfüllt und das umstrittene Dekret 1307 zurückgenommen worden wären. Am Mittwoch folgten die vor den Hauptgebäuden der beiden Sicherheitsorgane Protestierenden den Anweisungen ihrer Vorgesetzten und kehrten „bis auf Weiteres“ zu ihren Dienststellen zurück.
Die Wende in der Auseinandersetzung, die das Land in Atem hielt, erfolgte nach dem Rücktritt von Raúl Garré als Chef des Beraterkabinetts im Sicherheitsministerium. Der Bruder von Sicherheitsministerin Nilda Garré wurde von allen Seiten verantwortlich gemacht für die missglückte Anwendung des Dekrets, an dem sich die fast anderthalbwöchigen Proteste entzündet hatten. Von „Unregelmäßigkeiten“ und „Schieflagen“ bei den ersten Gehaltsauszahlungen nach Inkrafttreten der Verordnung war die Rede. Diese hat grundsätzlich die Abschaffung bzw. Reduzierung der abgabefreien Sonderzahlungen zum Ziel.
Am Tag zuvor hatte noch eine gefährliche Zuspitzung gedroht: In einer Pressekonferenz erklärten Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina und Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino, dass ein Mindestlohn von 7000 Pesos „unmöglich“ sei. So etwas gebe es nirgendwo in der öffentlichen Verwaltung. Man werde sich nicht von den Forderungen der rebellierenden Uniformträger unter Druck setzen lassen, meinten die beiden Regierungsmitglieder.
Andererseits gelang es ihnen, die Meuternden mit Versprechungen zu beschwichtigen. Niemand werde weniger verdienen als vor Einführung der Verordnung. Das umstrittene Dekret bleibe entgegen anders lautender Ankündigungen der Vorwoche zwar in Kraft. Die befürchteten finanziellen Einbußen sollen aber durch Aufstockung des Grundgehaltes abgefedert werden.
Abal Medina und Lorenzino beklagten das Auswuchern der abgabefreien Sonderbezüge, das seit den 90er Jahren unter dem damaligen Staatspräsidenten Carlos Menem stark zugenommen habe. Dies habe dazu geführt, dass die Gehälter für die Sicherheitskräfte teilweise zu 80 Prozent aus „Schwarzgeld“ bestünden. Diese Entwicklung müsse gestoppt werden.
Es scheint, als ob es der Regierung gelungen ist, in dem mehrtägigen Konflikt das Gesicht zu wahren und zugleich eine folgenschwere und teure Lohnforderung abzuwehren. Bei den Protestführern ist hingegen Ernüchterung eingetreten: „Wir haben eine Schlacht verloren“, meinte Raúl Maza von der Gendarmería. Allerdings bedeute dies nicht, dass man gleich den ganzen Krieg verloren habe. Das klingt nach einer Wiederaufnahme der Proteste in absehbarer Zeit.
(Siehe auch Wirtschaftsübersicht)
Argentinien
„Behinderung der Demokratie“
Präsidentin drängt auf Anwendung des Mediengesetzes
Buenos Aires (AT/mc) – In der Vorwoche hatte sich Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner beschwert, dass in den Medien das Wort „cepo“ verwendet wird, um die scharfen Devisenbeschränkungen und -verbote in Argentinien zu beschreiben. Ein „cepo“, zu deutsch Block, ist ein dem Pranger ähnliches Folterinstrument, das den Delinquenten daran hindert, sich zu bewegen. Was als Metapher für ihre Devisenpolitik nicht angemessen sei, taugt nach Ansicht der Präsidentin nun aber sehr wohl, um das Verhalten des „Medienmonopols“ zu charakterisieren, wie sie die Mediengruppe „Clarín“ umschrieb.
Den einzigen „cepo“, den es in Argentinien derzeit gebe, sei deren Verweigerungshaltung bezüglich der Anwendung des neuen Mediengesetzes, beklagte Kirchner am Mittwoch im Bicentenario-Museum. Diese Demokratie-Blockade währe nun schon drei Jahre. Ein Umstand, den Cristina als „cepo democrático“ bezeichnete.
Bei der Veranstaltung anlässlich der Verabschiedung des neuen Mediengesetzes vor genau drei Jahren sprach Kirchner von einer „Herausforderung für die Demokratie“, den Konzern daran zu hindern, sich über alle drei staatlichen Gewalten hinwegzusetzen. Es müsse gleiches Recht für alle gelten. Von daher machte die Staatschefin deutlich, dass sie entschlossen sei, das Reformwerk nun endlich zur allgemeinen Anwendung zu bringen.
Die Reform sieht vor, Monopolbildungen in der Medienlandschaft zu begrenzen. Die „Clarín“-Gruppe, die dadurch zahlreiche Sendelizenzen einbüßen würde, hat vor Gericht einen Aufschub erwirkt. Die Frist hierfür läuft am 7. Dezember aus. Der erste Tag der Anwendung ist dann der 10. Dezember als erster anschließender Werktag.
Ins gleiche Horn wie die Präsidentin blies auch Martín Sabbatella, der frisch gekürte Chef der Kommunikationsbehörde AFSCA. Er kündigte an, dass nach dem Stichtag das Gesetz für alle Medienunternehmen gelten soll: „Dafür wird die AFSCA sorgen.“
Argentinien
Chaos um straffreie Abtreibung
Oberster Gerichtshof genehmigt schließlich den Eingriff
Buenos Aires (AT/mc) – Es war ein juristisches Hin und Her, das sich in dieser Woche wegen der geplanten ersten straffreien Abtreibung in Buenos Aires entwickelt hat. Erst stoppte die Zivilrichterin Myriam Rustán de Estrada im letzten Moment den für Dienstag vorgesehenen ärztlicher Eingriff an einer 35-jährigen Frau, die vor neun Wochen Opfer einer Vergewaltigung geworden war. Dann kassierte der Oberste Gerichtshof am Donnerstag die Richterentscheidung und ordnete an, dass die Abtreibung nun möglichst schnell durchgeführt werden soll.
Der Zivilrichterin warfen die Juristen des Obersten Gerichtshofes vor, „schwere Formfehler“ begangen zu haben. Schließlich habe sie sich über das vorgesehene Zufallsverfahren bei der Zuteilung von Fällen an Richter hinweggesetzt und den Vorgang direkt an sich gezogen.
Überhaupt überraschte das kurzfristige Urteil der Zivilrichterin, da es in direktem Widerspruch zu einer Entscheidung des Obersten Gerichtshofes stand. Dieser hatte im vorigen März entschieden, dass Abtreibungen nach Vergewaltigungen nicht strafbar sein sollten.
Die Richterin hatte sich gegen den ärztlichen Eingriff ausgesprochen, da es ihrer Meinung nach nicht möglich sei, ein Unrecht wieder gutzumachen, indem man ein noch schwereres und nicht umkehrbares Unrecht begehe. Sie gab damit der ultrakatholischen „Vereinigung Pro Familia“ Recht, die eine entsprechende Eingabe gemacht hatte.
Die Hauptstadtregierung legte dagegen Berufung ein. Die geplante Abtreibung im Hospital „Ramos Mejía“ erfolge im Rahmen des dafür geschaffenen rechtlichen Rahmens, meinte Vizebürgermeisterin María Eugenia Vidal in einer Pressekonferenz.
Vidal musste bei der Gelegenheit allerdings auch ihren Chef, den Regierenden Bürgermeister Mauricio Macri, verteidigen, da dieser in der Vorwoche das Datum für die erste straffreie Abtreibung publik gemacht hatte: „Er hat keine vertraulichen Daten bekannt gegeben, sondern hat sich allgemein ausgedrückt. Er hat weder Namen noch Ort genannt.“ Oppositionspolitiker im Stadtparlament sehen dies freilich anders und erwägen eine Strafanzeige gegen Macri, da dieser gegen seine Amtspflichten verstoßen habe.
Die gereizte Atmosphäre ist auch vor dem Hintergrund jüngster politischer Auseinandersetzungen zur Umsetzung des erwähnten Urteils des Obersten Gerichtshofes zu sehen. Geht es nach Macri, soll eine straffreie Abtreibung nur innerhalb der ersten zwölf Wochen der Schwangerschaft möglich sein. Zudem will die Stadtregierung, dass die betroffene Frau ein Protokoll aufgibt, in dem sehr private Angaben zur Vergewaltigung gemacht werden müssen. Im Parlament wurde Ende September aber mit einer Stimme Mehrheit eine Verordnung beschlossen, die keine begrenzenden Fristen für die Frauen vorsieht. Macri hat dagegen sein Veto eingelegt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Calós Antrittsbesuch
Höfliche Worte, mehr war es nicht, was Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner für ihren Gast Antonio Caló zu dessen Antrittsbesuch in der Casa Rosada zu bieten hatte. Doch auch der Arbeiterfunktionär, der vor wenigen Tagen zum Vorsitzenden des regierungsnahen Flügels des Gewerkschaftsverbandes CGT gekürt wurde, hatte auf Forderungen verzichtet. Stattdessen war man um ein gutes Klima bemüht: Die Wahl Calós sei in absoluter „Legalität und Legitimität“ erfolgt, da sie von der Mehrzahl der Einzelgewerkschaften getragen worden sei, meinte die Präsidentin. Von daher werde die Regierung den von Caló geführten CGT-Flügel als einzige Arbeitervertretung anerkennen. Die Staatschefin bezeichnete sich bei der Gelegenheit als echte Peronistin und unterstrich, dass ihre Regierung in die „besten Traditionen des Peronismus“ eingebettet sei. Gerade dies wurde von Hugo Moyano, dem Führer des oppositionellen CGT-Lagers, zuletzt heftig in Frage gestellt. So hatte der einstige Kirchner-Verbündete behauptet, die Regierung trete peronistische Ideale mit Füßen, weil sie den Interessen der Arbeiter zuwider handle. Dies sehen Caló und seine Mitstreiter anders: „Die Mehrheit der Gewerkschaftsführer unterstützten bzw. unterstützen die Politik von Néstor und Cristina Kirchner wegen der Errungenschaften, die sie für die Arbeiter erreicht haben“, so Andrés Rodríguez, Chef der Gewerkschaft der zivilen Staatsangestellten (UPCN).
„Libertad“ festgesetzt
Das argentinische Marine-Schulschiff „Libertad“ darf den Hafen der ghanaischen Stadt Tema auch weiterhin nicht verlassen. Ein Gericht des westafrikanischen Landes habe einen Einspruch Argentiniens gegen die vorübergehende Beschlagnahme des Dreimasters abgewiesen, teilte die Regierung in Buenos Aires am Donnerstag mit. Der US-Hedgefonds Elliott Associates hatte die „Libertad“ vor einer Woche an die Kette legen lassen, um so die Rückzahlung von Anleiheschulden zu erzwingen. Argentinien sieht darin eine Verletzung der diplomatischen Immunität, die dem Kriegsschiff und seiner 200 Mann starken Besatzung durch die Wiener Konvention garantiert sei. Vize-Verteidigungsminister Alfredo Forti und sein Kollege im Außenministerium, Eduardo Zuain, wurden zu politischen Gesprächen in die ghanaische Hauptstadt Accra entsandt. Die Elliott-Tochter NML Capital will Anleiheschulden aus dem Jahr 2001 eintreiben.
Blockade aufgelöst
Die Nationalregierung zeigt sich konsequent, was das Unterbinden von Autobahnblockaden betrifft. Das zweite Mal innerhalb von sechs Wochen ließ sie einen Protest auf der Schnellstraße „Panamericana“ räumen. Dort hatten am Donnerstag rund 50 Beschäftigte der Buslinie 60 in Höhe der Ortschaft Maschwitz (Bezirk Escobar) den Verkehr unterbunden, um ihren Forderungen nach besseren Löhnen und Wiedereinstellung entlassener Kollegen Nachdruck zu verleihen. Der Staat wollte sich das nicht bieten lassen und schickte 200 Einsatzkräfte der kasernierten Polizei (Gendarmería). Angesichts des massiven Aufgebots entschieden sich die Demonstranten, die Blockade zu beenden. Wie schon Ende August bei der Blockade nahe Pacheco war auch diesmal wieder Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni persönlich vor Ort, um den Einsatz zu leiten.
Gewerkschaftsdemo
Eine Demonstration der Stärke und Geschlossenheit sollte sie sein, die Großkundgebung, die die oppositionellen Flügel der Gewerkschaftsverbände CGT und CTA am Mittwoch auf die Beine stellten. Tausende – die Schätzungen variieren zwischen 20.000 und 40.000 – Teilnehmer fanden sich vor der Casa Rosada ein, um gegen die Regierung von Cristina Fernández de Kirchner zu demonstrieren. Die Gewerkschafter sind nicht zufrieden mit der von der Regierung beabsichtigten Neuregelung der Arbeitsunfallversicherung. Zudem fordern sie eine Anhebung des Steuerfreibetrages bei den Löhnen. Der Protest, dem sich auch die argentinische Agrarföderation (FAA) sowie verschiedene linksgerichtete Parteien und Bewegungen anschlossen, soll nicht der letzte in diesem Jahr gewesen sein. Am 24. Oktober soll es vor dem Kongress eine Kundgebung zur Verhinderung der erwähnten Arbeitsrechtsreform geben. Des Weiteren ist für den November ein 24-stündiger landesweiter Generalstreik geplant: „Dann wird sich im ganzen Land keine Feder bewegen“, wie Pablo Micheli, der Chef des oppositionellen CTA-Flügels, ankündigte.
Wiederwahl angestrebt
Ist es ein Versuchsballon für die Ermöglichung einer Wieder-Wiederwahl von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner? Fest steht jedenfalls, dass Cristinas Parteifreund Francisco Pérez derzeit Anstrengungen unternimmt, um für eine zweite Amtszeit als Gouverneur von Mendoza kandidieren zu können. Bislang ist dies in der Weinprovinz nicht möglich. Nun reichte Pérez einen Antrag auf Wahlrechtsreform im Parlament des Gliedstaates ein. Das Projekt sieht für alle bei Wahlen zu vergebenden öffentlichen Posten eine Höchstdauer von zwei Legislaturperioden vor. Das würde für Bürgermeister und Abgeordnete eine Begrenzung bedeuten, denn diese konnten sich bislang beliebig oft wiederwählen lassen. Ob die Kirchner-Peronisten ihr Vorhaben durchsetzen können, ist indes fraglich. Im Parlament des Gliedstaates besitzen sie nicht die nötige Mehrheit.
Ziel: Mülltrennung
Die Themen Mülltrennung und Recycling sind in Buenos Aires schon lange in der Diskussion, ohne dass bislang eine befriedigende Umsetzung gelungen wäre. Geht es nach der Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri, wird sich dies nun bald ändern. So sollen in diesen Tagen zwei Maßnahmen greifen, die zum Ziel haben, die Millionenmetropole auf dem Weg zur umweltgerechten Mülltrennung einen großen Schritt voranzubringen: Zum einen sind die Supermärkte der Stadt seit wenigen Tagen verpflichtet, Einkaufstüten auszugeben, die in kurzer Zeit biologisch abbaubar sind. Sie werden in verschiedenen Farben angeboten: Grün für wiederverwertbare Abfälle, Schwarz für solche, die sich nicht mehr recy-celn lassen. Sie kosten je nach Qualität 15 oder 25 Centavos. Passend dazu hat die Stadtregierung in rund einem Drittel aller Straßen zwei verschiedene Containertypen aufgestellt: grüne und schwarze, um die Trennung von recycelbarem und nicht recycelbarem Müll zu ermöglichen. Bis Juni nächsten Jahres sollen alle Straßen in Buenos Aires entsprechend ausgestattet sein. (AT/mc)
Meinung
Das Phänomen Lanata
In der argentinischen Politik gibt es wie in allen Wahldemokratien eine Regierung und eine Opposition, hierzulande derzeit vertreten durch mehrere Parteien. Die verzettelte Opposition übt ihre Rolle als Kritikerin der Regierung nur am Rande aus und stimmt öfters zugunsten von Regierungsprojekten im Kongress.
Dieser Opposition ist neuerdings in der Person des Journalisten Jorge Lanata ein ungewollter Gegner aufgetaucht, der echt Opposition betreibt und im FerNsehen sowie im Hörfunk eine massive Gefolgschaft mit hohen Einschaltquoten erreicht hat, wie sie jeder Oppositionspolitiker nur wünschten könnte.
Jeden Sonntagabend kommentiert Lanata im Fernsehkanal 13, der zum Medienkonzern „Clarín“ gehört, allerlei Korruptionsskandale im Land. Er reist hierfür ins Landesinnere, forscht mit Mitarbeitern in der lokalen politischen Szene, lädt einfache Menschen zur Aussage über Korruptionsskandale ein und schildert in blumenreicher unterhaltsamer Sprache die Szene, wobei er landesübliche Schimpfworte einschaltet, die normalerweise weder in der geschriebenen Presse noch im Fernseh- und Hörfunk verwendet werden. Außerdem schreibt er samstags einen politischen Kommentar in der Zeitung „Clarín“.
Jorge Lanata begann seiner journalistische Laufbahn in den achtziger Jahren als junger Direktor der linkslastigen Zeitung „Página 12“, wo er sich mit humorvollen und satirischen Titeln der Nachrichten auf der Frontseite einen Namen machte. Später schied er aus, scheiterte mit neuen Zeitschriften, die mangels Lesern und Anzeigen eingingen und ihn mit Entschädigungen entlassener Mitarbeiter bedrängten. Lanata wirkte auch im Fernsehen und im Hörfunk, bis er sich jetzt als Mitarbeiter des „Clarín“-Verlages in Wort und Schrift bemerkbar machte und die Rolle der weitgehend abwesenden Opposition übernahm, ohne dies freilich gewollt zu haben.
Zu den Präsidentschaftswahlen in Venezuela begab sich Lanata mit seinen Mitarbeitern in der Vorwoche nach Caracas, von wo er über die Wahl berichtete. Bei der Ankunft am Flughafen wurde er eine Stunde lang von Sicherheitsbeamten und vor seiner Rückreise abermals kurz am Flughafen ausgefragt, wo ihm die Beamten seine Computer requirierten, um das Fotomaterial zu löschen, ehe er heimreisen durfte. Er wurde der Spionage bezichtigt, ohne freilich verhaftet und einem Prozess unterzogen zu werden. Offenbar war seine Präsenz als Reporter in Venezuela den Mitarbeitern von Präsident Hugo Chávez unangenehm aufgefallen, die offenbar oppositionelle Reportagen fürchteten, wie er sie in Argentinien praktiziert. Die Episode zeigt deutlich, wie die autoritäre Regierung von Chávez mit Kritik umgeht. Venezuela, Argentinien und Iran erleiden im Gleichschritt Populismus, Demagogie, hohe Inflation und Armut. All das ist Gegenstand von Kritik in ihren Ländern, sofern sie sich äußern darf, und in der Welt.
Das politische Phänomen Lanata ist deutlicher Ausdruck der Wünsche zahlloser Einwohner, die kritische Stimmen vermissen und Gefallen an einem Journalisten finden, der die Präsidentin verhöhnt, scharfe Kritik übt, Korruption recherchiert und die Reaktion der Regierung nicht fürchtet. Die Präsidentin hat es bisher vermieden, auf Lanata einzugehen, die Korruption zuzugeben oder Untersuchungen über die aufgedeckten Fälle einzuleiten. Offenbar ist auch sie überrascht, welchen Erfolg Lanata mit seinen Recherchen beim Fernseh- oder Rundfunkpublikum hat. Gelegentlich dürfte ihre Regierung Stellung beziehen und handeln, derweil sich der Journalist einer wachsenden Zuhörerschaft widmet und sich in seinem Publikumserfolg sonnt.
Meinung
„Blutung gestoppt“
Von Stefan Kuhn
„Ich war einfach zu höflich“, erklärte US-Präsident Barack Obama sein zahnloses Auftreten bei der ersten TV-Debatte gegen seinen republikanischen Herausforderer Mitt Romney. Seit der Debatte ist sein komfortabler Vorsprung gegenüber Romney zusammengeschrumpft. In einigen Umfragen liegt sein Herausforderer sogar vorne.
Zuviel Höflichkeit kann man Obamas Vize Joe Biden nun wirklich nicht vorwerfen. In der Debatte der Vizepräsidentschaftskandidaten zwischen ihm und dem Republikaner Paul Ryan am Donnerstag ging es hart zur Sache. Biden war kämpferisch, stand zu seinen liberalen Überzeugungen und dürfte in den Augen der meisten internationalen Zuschauer wohl als deutlicher Sieger aus dem Duell hervorgegangen sein. US-Journalisten und Politikexperten sprachen dagegen von einem Unentschieden und monierten Bidens fehlende Debattenetikette. Immer wieder unterbrach der Vize seinen Gegner, grinste oder schüttelte den Kopf bei dessen Beiträgen. Doch das dürfte beabsichtigt gewesen sein. Biden wirkte frischer und engagierter als sein Gegenüber. Ryan betete starrgesichtig Wahlkampfthesen herunter.
Den größten Teil der Debatte nahm die Außenpolitik ein. Ryan schlug sich immerhin besser als Sarah Palin, Bidens Gegnerin vor vier Jahren. Dennoch wirkte der Republikaner so, als hätte er gerade einen Crash-Kurs in internationalen Beziehungen hinter sich gebracht. Man hätte Russlands Veto im UN-Sicherheitsrat zum Atomprogramm des Iran nicht akzeptieren sollen. Das muss man akzeptieren, und das von China übrigens auch. Als Alternative bleibt da nur noch ein Alleingang und die Hoffnung, dass ein paar Verbündete mitziehen. Biden hatte hier leichtes Spiel, immerhin hat die Obama-Regierung mit ihrer Diplomatie erreicht, dass gegen den Iran schärfste Sanktionen verhängt wurden, die auch Wirkung zeigen. Aber für einen Haushaltspolitiker wie Ryan ist Weltpolitik ein undankbares Thema.
Umso erstaunlicher war, dass Romneys Vize auch bei Steuern und Staatsschulden nicht entscheidend punkten konnte. Bei diesen Themen trafen Welten aufeinander. Man kann sich auf die eine oder andere Seite schlagen, aber Ryan konnte nicht erklären, wie man bei einer generellen Steuersenkung, der Beibehaltung der Steuererleichterungen von Großverdienern und keinen Kürzungen im Militäretat Schulden abbauen kann. Das geht nur, wenn die Steuersenkung gewaltige wirtschaftliche Impulse setzt und die dadurch gestiegenen Steuereinnahmen die Kosten übertreffen. Biden antwortete ihm mit einem Bill-Clinton-Zitat vom jüngsten Parteitag der Demokraten: „Do the math“, was sinngemäß so viel bedeutet wie „Mach deine Mathe-Hausaufgaben“.
Insgesamt fiel auf, dass vom Liebling der fundamentalistischen Tea-Party-Bewegung nicht mehr viel übrig geblieben ist. Paul Ryan wirbt wie sein Chef Romney um die Wähler der Mitte. Selbst bei Themen wie Abtreibung, die er unlängst noch generell verbieten wollte, sollen jetzt Ausnahmen gelten. Bei Vergewaltigung, Inzest oder Gefahr für das Leben der Mutter soll ein Schwangerschaftsabbruch erlaubt sein.
Bidens Vorstellung hat den Demokraten Luft verschafft, ihnen nach dem verpatzten Obama-Debüt innerparteilich Stärke gegeben. Da ist einer aufgetreten, der für seine politischen Überzeugungen steht, sie vehement vertritt. Vielleicht war das Duell zwischen Biden und Ryan deshalb die wichtigste Debatte aller Vizepräsidentschaftskandidaten. Mag sein, dass sich manche Wähler am unhöflichen Auftreten Bidens gestört haben, andere werden es sympathisch finden, wenn jemand etwas als „Unsinn“ bezeichnet, das er auch für Unsinn hält. Das ist authentisch. Ein den Republikanern nahestehender politischer Analyst hält Biden für den Sieger. „Er hat die Blutung gestoppt“, sagte er im Hinblick auf die Umfrageverluste Obamas nach der ersten Debatte. In den letzten beiden Debatten kommt es auf den Präsidenten an.
Aber selbst wenn sich die US-Wähler auf keinen Sieger einigen können, zumindest eine Siegerin gibt es. Die Moderatorin Martha Raddatz vom TV-Sender ABC News. Sie hatte im Gegensatz zum Moderatoren-Urgestein Jim Lehrer, der das Duell zwischen Obama und Romney leitete, die Debatte stets im Griff.
Meinung
Randglossen
Die Regierung konnte den Konflikt mit den Rebellen des Grenzschutzes und der Marinepräfektur lösen. Obzwar sie nicht auf die gewaltigen Gehaltsforderungen mit einem Mindestgehalt von 7000 Pesos einging, gewährte sie bedeutende Aufbesserungen und entließ ein Dutzend Unteroffiziere aus dem aktiven Dienst. Beide Sicherheitsorgane stehen unter militärischer Ordnung und dürfen nicht streiken. Eine Anerkennung des geforderten Mindestgehalts hätte landesweit ähnliche Lohnforderungen herbeigeführt, womit Tür und Tor für eine neue Inflationswelle geöffnet werden würden. Das wurde vorerst verhindert, so dass es bei der über zwanzigprozentigen Jahresinflation bleibt, die die Präsidentin verneint, als ob die offiziellen zehn Prozent Teuerung keine Inflation wären.
Der Vorsitzende des Rechnungshofs des Kongresses, genannt „Auditoría General de la Nación“, Leandro Despoy, darf weiter amtieren. Nur für die Mitglieder des Rechnngshofes laufen die Mandate ab. Das wurde nach mehrwöchigem Streit von der Regierung anerkannt, nachdem die UCR-Partei Despoy unterstützt hatte. Die Regierung hatte die Oppositionspartei aufgefordert, Despoy formell zu nominieren, was die Partei ablehnte, aber schließlich interpretierte die Regierung die Aussage der Partei als eine Nominierung und erkannte Despoy als legalen Amtsträger an. Mit diesem Rückzug wurde der absurde Streit beendet. Es gibt sicherlich wichtigere Probleme in Argentinien als ein Streit über die Amtszeit des Vorsitzenden des Rechnungshofes, der nicht von der Exekutive abhängt, sondern vom Kongress, damit die Amtsgeschäfte der Exekutive durchleuchtet werden. Ende gut, alles gut.
Na, ein bisschen lernfähig ist er schon. Mitt Romney, der republikanische US-Präsidentschaftskandidat, will nicht etwa in Syrien einmarschieren, sondern den Aufständischen Waffen liefern. Präsident Barack Obamas Vorgänger George W. Bush hatte es in Afghanistan und im Irak noch mit brachialer Gewalt versucht. Über den Erfolg dieser Militäroperationen kann man streiten, mit zunehmender Dauer wurden die US-Bürger kriegsmüde. Waffenlieferungen sind allerdings auch keine originelle Lösung. Das hat Washington schon in Afghanistan (gegen die UdSSR) und im Irak (gegen Iran) gemacht. Dieselben Waffen richteten sich später gegen US-Soldaten. Islamisten und unberechenbare Diktatoren hochzurüsten ist keine gute Idee.
Vielleicht hat Romney bei seiner Schnapsidee mehr an wirtschaftliche als an außenpolitische Fragen gedacht. Aber Syrien würde da quantitativ nicht ins Gewicht fallen. In Sachen Waffen sind die USA mit Abstand Weltmarktführer. In Syrien hätte man zudem ein Kalter-Krieg-Szenario: russische gegen US-Waffen. Diese Woche zwangen türkische Abfangjäger ein syrisches Flugzeug zur Landung. Es hatte russische Waffen geladen. Die Proteste aus Moskau und Damaskus sind so verständlich wie lächerlich. Natürlich verstößt die Aktion gegen internationale Luftverkehrsregelungen. Aber warum in aller Welt sollte die Türkei ihren Luftraum für Waffen öffnen, mit denen sie später beschossen werden kann.
Auto & Motor
Vor 50 Jahren - die letzte Tram
Von Marlú Kirbus
Typischer Straßenbahnwagen mit Kuhfänger.
1962 gilt als Aufbruchsjahr der argentinischen Kfz-Industrie. Zwar hatte es sogar schon vor dem ersten Weltkrieg und dann in der Zwischenkriegszeit Initiativen zur Herstellung von Pkw und Lkw gegeben, und nach 1945 hatten 1952 Mercedes-Benz und 1956 Kaiser eine reguläre Produktion aufgenommen. Doch erst unter Frondizi gelang der Automobilindustrie der Durchbruch auf breiter Front, als zeitgleich Ford, General Motors und Chrysler die Serienfertigung vom Falcon, Chevy und Valiant aufnahmen.
Eine Motorisierungswelle war damit vorprogrammiert. Wichtiger aber noch war, dass erstmals Chassis, Motoren und Karosserien für die von einem einzigen Mann (Schaffner und Fahrer, diese ur-argentinische Erfindung von 1928) bedienten Colectivos zur Verfügung standen, so dass man daran denken konnte, die sperrigen Trams durch die beweglicheren Kleinomnibusse zu ersetzen. Die meisten Tramlinien erhielten auf der von ihnen bedienten Strecke einen Nachfolger, meist mit derselben Nummer. Es gab in der Hochblüte mehr als hundert Linien, beginnend mit der Einser (Primera Junta-Liniers) und Zweier (Plaza de Mayo-Liniers) hin zu den Vorortbahnen bis Quilmes. Beim Betrachten der Streckenführungen und Fahrpläne fällt auf, dass zahlreiche Linien den Betrieb schon frühmorgens um 4.30 Uhr aufnahmen, vor allem solche, die Arbeiterviertel ansteuerten. Umgekehrt machten manche gegen 22 Uhr Schluss.
Der Fahrschein kostete einheitlich zehn Centavos, aber fünf Centavos das “boleto obrero” (Arbeiterfahrschein), das man nur in den frühesten Morgenstunden lösen konnte. Handwerker, Arbeiter und Angestellte, auch Schneiderinnen und Dienstmädchen, stellten einen Großteil des Publikums dar. Vorne führten die Wagen seitlich oben zwei farbige Lichter, beispielsweise rot links und grün rechts. Das ermöglichte Einwanderern, die sich in der Stadt nicht auskannten und zudem zum Teil Analphabeten waren, den für sie in Frage kommenden Wagen zu besteigen.
Die erste Pferdetram rollte in Buenos Aires anno 1863. Ein knappes Jahrhundert später wurde die letzte Straßenbahn in Buenos Aires verabschiedet, und zwar am 26. Dezember 1962 im Stadtteil Belgrano. Allerdings fuhren einige Linien im Süden (Lanús) und La Plata noch ein bis zwei Jahre länger.
Oberirdisch versehen heutzutage Colectivos den Publikumstransport. Die Wagen sind mit der Zeit so gewachsen, dass sie manchmal nicht um eine Straßenecke biegen können und mehr Passagiere fassen als seinerzeit die Omnibusse.
Ausflüge & Reisen
Die Stadt der hundert Straßenbahnen
Von Marlú Kirbus
Alte Tram der Amigos del Tranvía.
Kaum eine andere Großstadt besaß ein solches Straßenbahnnetz wie Buenos Aires: fast 900 Kilometer Schienenlänge. Vom Atlantik zum Pazifik längs des 40. Breitengrades. Ein rundes Jahrhundert rumpelten die oft bunten Trams durch die Straßen der Reina del Plata, vom Stadtzentrum bis in die entlegensten Viertel und sogar bis in einige Vororte.
Ein wichtiges, seit den frühen Sechzigern abgeschlossenes Kapitel der Stadtchronik. Viele Leser bewahren noch Erinnerungen an jene gemächliche Zeit, in der man auf zwar harten Holzbänken sitzend, doch tagsüber bei viel Licht bequem die großformatigen Morgenzeitungen las. Und aus jener Zeit haften einige Episoden zahlreichen Menschen noch immer im Gedächtnis.
Die Straßenbahn wird aus dem Riachuelo geborgen.
Beispielsweise der schrecklichste Unfall in der Geschichte dieses Verkehrsmittels, der sich an einem kalten Wintermorgen des Jahres 1930 ereignete, als ein Wagen beim Überqueren einer Klappbrücke in den Riachuelo stürzte. Es war neblig, und der “Motorman” sah die Warnleuchten nicht, die ihm anzeigten, dass das Mittelstück der Brücke hochgehoben war. Nur vier der 60 Insassen kamen mit dem Leben davon.
Karambolagen waren an der Tagesordnung, doch allgemein war die Tram ein sicheres, komfortables, pünktliches und billiges Verkehrsmittel. Sie gehörte zum täglichen Leben des Porteños wie der Almacén oder der Lechero mit der Baskenmütze.
So sehr, dass die brave Tram gelegentlich sogar als Betrugsobjekt herhalten musste, ähnlich dem (verbürgten) Verkauf des Eiffelturms in Paris oder der Brooklyn-Bridge in New York. Hierzulande werden solche Betrügereien “El Cuento del Tío” genannt, wobei der Verkauf eines Briefkastens an einen Unbedarften ebenso häufig wie sprichwörtlich ist. Es gibt zum Thema ganze Traktate.
Dieser Verkauf eines Straßenbahnwagens in den 20er oder frühen 30er Jahren wird von den meisten, die die Geschichte gehört haben, für eine Ente gehalten, erfolgte aber tatsächlich. Der Fall war so real, dass wir einmal eher zufällig dahinterkamen, als wir im Laufe einer unserer Reisen im Landesinneren Patquía besuchten, ein unbedeutendes Dorf südlich von La Rioja, wo ein braver Mann ein einfaches Esslokal (Fonda) mit angeschlossener Pension betrieb. Im Lokal klebte ein Zeitungsausschnitt des Boulevardblattes Crítica mit einer detaillierten Schilderung jener Betrugsaffäre, die den Geschäftsbesitzer zum Akteur hatte. Er hieß Emilio Torres und war Andalusier, der es irgendwie zu Geld gebracht hatte und mit dem Ersparten in Buenos Aires einem “Tío” zum Opfer fiel, der ihm einen kompletten Straßenbahnwagen einschließlich dem Schaffner angedreht hatte.
Diese und manche andere Episoden sind längst Legende. Heute wissen viele Kinder überhaupt nicht mehr, was eine echte Milchkuh oder eine Elektrische ist. Deshalb funktioniert bei Primera Junta seit längerer Zeit der Tranvía Histórico.
Als sie Ende Dezember 1962 offiziell in den Ruhestand verabschiedet wurden, hatte man anschließend tausende Wagen mit dem Schweißbrenner verschrottet. Wenige Jahre später entsann man sich des Falles, doch es gab nirgendwo mehr eine echte Tram. Die Asociación Amigos del Tranvía begann, gebrauchte Fahrzeuge in Portugal, Belgien und Großbritannien aufzukufen, restaurierte sie liebevoll und lässt sie jetzt jede Woche wieder mit Kling-Kling-Kling rollen. Jeweils samstags, sonntags und feiertags kann man mit einem alten Straßenbahnwagen kostenlos eine etwa 20 Minuten dauernde Tour durch das Stadtviertel Caballito machen. Abfahrt alle 20 Minuten von der Emilio Mitre 500, von 17 bis 20 Uhr, sonntags auch von 10 bis 13 Uhr. Auskunft: 4431-1073.
Wirtschaft
Staatsfinanzen im August
mit “kreativem” Überschuss
Mit zweiwöchiger Verspätung wurde letzte Woche der Bericht des Schatzamtes über Einnahmen, Ausgaben und Saldi für August bekanntgegeben. Das bringt den Verdacht auf, dass die Zahlen noch mit “kreativer” Buchhaltung verbessert werden mussten. Der echte Überschuss wird mit $ 17,6 Mio. ausgewiesen, der sich mit einem Defizit von $ 1,01 Mrd im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Doch bei den Einnahmen werden $ 913,8 Mio. gebucht, von denen $ 767,4 Mio. von der ANSeS stammen und aus der Rentabilität des Sonderfonds kommen, der mit der Übernahme der Anlagen der privaten Rentenfonds (AFJP) geschaffen wurde. Die Rente dieses Fonds ist jedoch für die Rentner bestimmt und nicht für das Schatzamt, wobei mit diesem Geld Schulden an Rentner gezahlt werden sollten, die durch Gerichtsurteile bestätigt wurden. Ebenfalls wurde ein Teil des ZB-Gewinnes auf das Schatzamt übertragen, wobei es sich jedoch um einen Buchgewinn handelt, der sich bei den Devisenreserven aus der Abwertung ergibt. In Wirklichkeit haben die Staatsfinanzen somit mit einem Defizit von fast $ 900 Mio. abgeschlossen.
In den ersten 8 Monaten 2012 lag das Defizit bei $ 13,53 Mrd, fast 300% mehr als das von $ 3,38 Mrd der gleichen Vorjahresperiode. Doch ohne den Beitrag der ZB und der ANSeS, der dieses Jahr schon $ 13 Mrd ausmacht, stiegt das Defizit auf fast das Doppelte. Private Wirtschafter, die die Staatsfinanzen ständig untersuchen, rechnen für ganz 2012 mit einem Defizit von $ 20 Mrd, das ohne Zuschüsse der ZB und der ANSeS auf etwa $ 55 Mrd steigt.
Die Zinslast erreichte in 8 Monaten 2012 $ 19,73 Mrd, gegen $ 15,10 Mrd in der gleichen Vorjahresperiode. Die Zinslast hat eine steigende Tendenz, einmal weil die Gesamtschuld zunimmt, dann, weil die Karenzfristen, die bei der Umschuldung von 2005 eingeführt wurden, abgelaufen sind, und schliesslich weil niedrig verzinste Papiere amortisiert und durch höher verzinste ersetzt wurden. Ohne den Betrug mit der CER-Indexierung bei Peso-Staatspapieren wäre die Zinslast viel höher.
Das primäre Ergebnis, bei dem Zinsen auf die Staatschuld nicht berücksichtigt werden (wie wenn sie nicht gezahlt werden müssten!) schloss im August mit einem Überschuss von $ 777 Mio., verglichen mit $ 413,9 Mio. im gleichen Vorjahresmonat. Der gegenüber dem Vorjahr erhöhte Überschuss erklärt sich durch geringe Fälligkeiten von Zinsen auf die Staatschuld, nachdem im Juli ein hoher Betrag gezahlt worden war. Im August 2012 wurden Zisnen für $ 759,9 Mio. gezahlt, gegen $ 1,44 Mrd im Vorjahr. Die Ausgaben (ohne Zinsen) stiegen um 28%, von $ 35,93 Mrd auf $ 46,11 Mrd. Die laufenden Einnahmen (vornehmlich Steuern, Sozialabgaben, Zölle und Gebühren) stiegen auch um 28%, von $ 35,66 Mrd. auf $ 45,87 Mrd. Die Ausgaben stiegen im August prozentual weniger als in den Vormonaten, was vornehmlich auf eine interanuelle Verringerung der Kapitalausgaben um 9,4% zurückzuführen ist. Auf der anderen Seite stiegen die Betriebsdefizite der Staatsunternehmen von $ 290 Mio. im August 2011 auf $ 938 Mio. in diesem Jahr. Hier kommt deutlich eine gefährliche Tendenz zum Ausdruck. In 10 Monaten 2012 lagen die laufenden Einnahmen um 28% über dem Vorjahr, und die Ausgaben waren um 31,5% höher.
Wirtschaft
Pesifizierung von
Provinzschulden in Dollar?
Die Provinz Chaco hat von der ZB die notwendigen Devisen gefordert, um eine Schuld, die auf Dollar lautet, zu zahlen. Die ZB hat dies verweigert, und daraufhin zahlt die Provinz in Pesos, umgerechnet zum offiziellen Kurs. Das wird in Argentinien als “Pesifizierung” bezeichnet, wobei der Gläubiger dabei in Dollar einen um etwa 30% niedrigeren Betrag erhält. Denn ihm verbleibt dann nur die Möglichkeit, die Pesos über Staatspapiere, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden, in Dollar umzuwandeln.
Der Fall wird als eine Form des Default betrachtet, für den die Nationalregierung (von der die ZB abhängt) verantwortlich ist. In diesem konkreten Fall handelt es sich um einen Betrag von u$s 263 Mio. Aber danach kommen andere. Nur in den Fällen, in denen bei der Bondsausgabe ausdrücklich bestimmt wurde, dass das US-Recht (und somit im Streitfall US-Gerichte) gilt, soll weiterhin Dollar bezahlt werden. Auch andere Provinzen, wie Córdoba und Tucumán, haben sich in Dollar verschuldet. Die Notierung all dieser provinziellen und auch der nationalen Dollartitel ist sofort bis zu 5% gefallen. Gleichzeitig ist das argentinische Defaultrisiko auf 8,21% gestiegen. Der “Credit Default Swap” (CDS) auf 5 Jahre ist in New York an einem Tag um 75 Punkte auf 993 Punkte gestiegen. Das liegt über dem CDS-Risiko von Venezuela, von 848 Punkten.
Das Gespenst des Default von 2002, der erst im Mai 2005 mit einem anormal hohen Abschlag, starker Herabsetzung der Zinsen und Streckung der Amortisationsfristen geregelt wurde, überschattet Argentinien. Wenn jetzt noch ein provinzieller Teildefault hinzukommt, gibt es bestimmt für längere Zeit keine Rückkehr zum Kredit- und Kapitalmarkt, auch im Inland nicht, wobei die Provinzen dann keine Möglichkeit haben, ihre Defizite und die Amortisation ihrer Schulden zu finanzieren. Das bedeutet dann, dass sie entweder vom Nationalstaat finanziell gestützt werden, oder einen offenen Default erklären müssen.
Wirtschaft
Die Wirtschaft von Venezuela
Die Wirtschaft hat sich in Venezuela ab 1998, als Hugo Chávez als Präsident angetreten ist, katastrophal entwickelt. Doch der Erdölpreis hat sich etwa verfünffacht, und das hat dem Staat so hohe Ressourcen verschafft, dass Chávez die Zahl der Beamten, besonders beim Erdölunternehmen PDVSA, stark erhöhen und allerlei grosszügige Sozialprogramme finanzieren konnte. Was ihm erlaubt hat, eine Wahl nach der anderen zu gewinnen, auch am letzten Sonntag.
Halten wir fest:
- Die Erdölproduktion liegt unter dem Stand von 1998. Venezuela hätte die Förderung ohne weiteres stark erhöhen können, nachdem es das Land mit den grössten Reserven der ganzen Welt ist, und die Lager nicht sehr tief liegen und leicht zugänglich sind. Ausserdem wurde die Instandhaltung der Raffinerien vernachlässigt, was zu Pannen führte, darunter unlängst eine sehr grosse.
- Erdöl macht etwa 90% des Gesamtexportes aus. Der grösste Teil wird nach den USA geliefert, wobei in diesem Fall die Frachtkosten wegen der geringen Entfernung gering sind, was die Nettoeinnahmen erhöht.
- Venezuela deckt etwa 80% des Konsums mit Importen, besonders von Nahrungsmitteln, darunter besonders Milch und Milchprodukte. Die Landwirtschaft ist erlahmt, obwohl der Boden viel hergeben könnte. Die Landreform, mit Enteignung grosser Güter (die angeblich “unproduktiv” waren), hat versagt. Die hohe Verfügbarkeit über Erdöl hat die Wirkung der “holländischen Krankheit” gehabt, nämlich den Wechselkurs gedrückt, andere Exporte verhindert und Importe erleichtert. Hinzu kam dann noch die Wirkung der Subventionen, die die ohnehin schon schwache Arbeitsmoral weiter herabgedrückt haben. Chávez hat die Arbeitskultur zerstört, und das ist ein dauerhafter Schaden.
- Von 11.000 Unternehmen, die 1998 bestanden, verbleiben nur noch 7.000. Von diesen sind 1.163 vom Staat interveniert oder direkt übernommen worden, meistens ohne Entschädigung.
- Etwa die Hälfte der beschäftigten Bevölkerung arbeitet schwarz.
- Die Verstaatlichungen haben sich verheerend ausgewirkt. Sidor, das von der Techint-Gruppe enteignete Stahlwerk, produziert knapp über ein Drittel des Stahls, der vorher erzeugt wurde. Ähnlich ist es bei den verstaatlichten Zementfabriken u.a. Betrieben.
Die Wahlen in Venezuela wurden in Argentinien sehr beachtet, und die Zeitungen widmeten ihnen viel mehr Platz als üblich. Der Sieg von Chávez wurde besonders von den Kirchneristen gefeiert und als Rückdeckung für das “Modell” der Regierung interpretiert. Indessen sind die Umstände völlig unterschiedlich. Rein soziologisch besteht ein haushoher Unterschied: Argentinien hat einen ausgedehnten Mittelstand und allgemein eine Mittelstandskultur. In Venezuela ist der Mittelstand gering, und das Volk allgemein viel ungebildeter und primitiver als in Argentinien. Die Wirtschaft von Venezuela hängt weitgehend vom Erdöl ab, während die argentinische eine breite Basis hat, mit einer leistungsfähigen und vielfältigen Landwirtschaft, viel Industrie und einer weitgehenden Eingliederung moderner Technologie. Argentinien ist ein viel reicheres und viel entwickelteres Land als Venezuela.
Venezuela als Vorbild für Argentinien zu nehmen, ist völlig abwegig. Dennoch: die Politik der Verstaatlichung und der Schaffung von Staatsunternehmen, sowie der zunehmenden Staatsintervention ist beiden Ländern gemein. Beide Länder haben eine Inflation von etwa 25%, weit entfernt von den anderen lateinamerikanischen Staaten. Und die extreme Devisenbewirtschaftung (in Venezuela liegt der Schwarzkurs etwa 100% über dem offiziellen, in Argentinien etwas über 30%), die Knebelung der Medien und die zunehmende Einmischung des Staates in die Privatsphäre auch.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,735, um 0,32% über der Vorwoche und um 9,61% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,15 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,903, zum 31.03.13 bei $ 5,135 und zum 30.06.13 bei 5,415. Der Terminkurs per Ende September 2013 lag um 22,26% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca.$ 6,21 und bei Überweisungen ca. $ 6,35.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 2,10 %, und lag 1,83% unter Ende 2011.
***
Par-Bonds in Pesos notierten zur Vorwoche 5,21% im Minus und lagen 6,96% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,23% und lagen um 3,00% über Ende 2011. Boden 2014 gewannen 0,52% und lagen im Laufe dieses Jahres um 20,54% im Plus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 4,28% und lagen 2,47% im Plus, und Boden 2013 verloren zur Vorwoche 0,79% und verzeichneten ein Plus von 2,47% seit Jahresbeginn.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 178,07 (Vorwoche $ 179,62) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 254,38 (Vorwoche $ 256,60).
***
Arbeiter der Erdölindustrie in der Provinz Chubut, die der Gewerkschaft der privaten Erdölarbeiter angehören, streiken seit Wochenanfang erneut, um eine Gehaltserhöhung von 25% durchzusetzen. Vor einigen Monaten wurde im Lager Cerro Dragón gestreikt, was zu Auseinandersetzungen, hohen materiellen Schäden (durch Zerstörungen von Aktivisten) und Lieferungsengpässen führte.
***
Bolivien und Venezuela waren die Hauptabnehmerländer von lokal hergestellten Landwirtschaftsmaschinen. Wie das Industrieministerium mitteilte, konnte die Ausfuhr solcher Maschinen zwischen Januar und Juli um 47% gesteigert werden. Besonders gefragt waren Mähdrescher und Dreschmaschinen, mit einem Gesamtvolumen von u$s 36,3 Mio.
***
Fast 7,5 Mio. Hektar Land befinden sich im Besitz von Ausländern. Aus dem Bericht des Justizministeriums geht hervor, dass spanische, nordamerikanische und schweizerische Bürger die Hauptgruppe der Besitzer bilden. 89,3% dieser Flächen gehören juristischen Personen. Davon sind nur 7% als Ausländer angemeldet; die übrigen sind argentinische Bürger mit ausländischem Kapital. 463.634 ha gehören Firmen an, dessen Kapital aus Steuerparadiesen stammen. Auf die Provinz Salta konzentrieren sich die meisten Ländereien mit 1.114.648 ha, gefolgt von Mendoza und San Juan mit jeweils 792.451 ha und 688.079 ha.
***
Die Einzelhandelsumsätze waren im September rückläufig, und gingen innerjährlich um 4,6% zurück. Nach einer Umfrage der Kammer der mittelständischen Unternehmen, CAME, erreicht der Verkaufsrückstand in den ersten neun Monaten innerjährlich 3%.
***
Zwei brasilianische und ein argentinisches Unternehmen sind zu den Interessenten der Ausschreibung für den Bau der zwei grossen Wasserkraftwerke, die in der Provinz Santa Cruz vorgesehen sind, als Bewerber hinzugekommen. Bei den brasilianischen Firmen handelt es sich um OAS und Andrade Gutierrez. Camargo Correa und Odebrecht hatten ihr Interesse bereits bekundet. Aus argentinischer Seite ist jetzt auch die Firma Helport, kontrolliert von Eduardo Eurnekian, mit von der Partie. Zuvor hatten sich Panedile und Industrias Metalurgicas Pescarmona beworben. Das chinesische Unternehmen Sinohydro hat sich ebenfalls interessiert. Das Problem bei diesen Wasserkraftwerken, die über u$s 5 Mrd. kosten würden, besteht in der Finanzierung, für die der Staat nicht über Mittel verfügt, wobei die Bauunternehmen auch nicht bereit sein dürften, dazu beizutragen. Weltbankkredite sind vorerst gesperrt, so dass nur die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) und eventuell die Andenköperschaft (CAF) verbleiben. Ohne Regelung mit dem Pariser Klub sind auch weiche Bankkredite für die Turbinen gesperrt.
***
Die ZB hat am Dienstag $ 3 Mrd. zugeteilt, wobei Wechsel für $ 2,39 Mrd. verfielen. Somit fand eine monetäre Expansion von $ 615 Mio. statt. Die Zinsen lagen zur Vorwoche unverändert.
***
Der Konzern CGPBB, der den Hafen von Bahía Blanca betreibt, hat einen Kredit von der Andenkörperschaft (CAF) in Höhe von u$s 60 Mio. erhalten, um die Zufahrtsrinne des Hafens auf 45 Fuss zu vertiefen und den Verbindungskanal zwischen dem Hafen von Ingeniero White und Puerto Galván zu erweitern und auch zu vertiefen. Das erlaubt Schiffen mit mehr Tiefgang den Zugang zu diesen Häfen. Die CAF hat für diesen Kredit einen Treuhandfonds gebildet, der von Nación Fideicomisos S.A., einer Tochtergesellschaft der Banco Nación, verwaltet wird. Dieser Fonds kassiert dann Gebühren für die Verwendung der Hafenkanäle, und deckt damit die Zinsen und amortisiert den Kredit.
***
Industrieministerin Debora Giorgi erklärte in Wolfsburg, Deutschland, wo sie an einer internationalen Messe der Zulieferanten der Kfz-Industrie teilnimmt, dass Argentinien dieses Jahr 815.000 Automobile, Lastwagen, Kleinlaster und Omnibusse erzeugen werde, was etwa gleich viel wäre wie 2011.
***
Die Provinz Santa Fé führt ab Anfang Oktober eine bedeutende Erhöhung der provinziellen Steuern ein. Die Bruttoumsatzsteuer wird auch auf die bisher ausgenommene Bauwirtschaft erhoben, die Bewertung für landwirtschaftlichen Boden, auf die die Imobiliensteuer berechnet wird, wird um bis zu 120% erhöht, und Industrieunternehmen, die 2011 einen Umsatz von über $ 80 Mio erreicht haben, werden mit zusätzlichen 0,5% bei der Bruttoumsatzsteuer belastet. Die Tätigkeit der Unternehmen, die Gesundheitsdienste bieten, wird mit 2,5% belastet, die Mobiltelefonie, sowie Bankdarlehen werden mit 6% besteuert. Auch wird eine neue Steuer auf Yachten und Sportboote engeführt. Und schliesslich wird die Provinzregierung autorisiert, den allgemeinen Satz der Bruttoumsatzsteuer, von 3,5%, um 30% zu erhöhen, wenn es sich um Unternehmen handelt, die ihren Sitz ausserhalb der Provinz haben. Die Provinz will, wie auch andere, durch eine bedeutende Erhöhung der Steuerbelastung ihre Finanzen in Ordnung bringen, statt dies durch Ausgabensenkung zu erreichen.
***
Die internationale Tourismusbilanz ergab für Argentinien von 2006 bis 2010 einen jährichen Überschuss (Ausgaben argentinischer Touristen im Ausland gegen Ausgaben ausländischer Touristen in Argentinien) von jährlich u$s 1,5 bis u$s 1,8 Mrd. 2011 schrumpfe der positive Saldo auf u$s 300 Mio. zusammen, und im 1. Halbjahr 2012 war die Bilanz um ca. u$s 1 Mrd. negativ. Argentinien ist eben wegen einer Abwertung, die weit hinter der internen Inflation liegt, relativ teurer geworden, während Auslandsreisen billiger wurden, sofern sie zum offiziellen Kurs finanziert werden können.
***
Die Kreditkartenunternehmen verzeichnen per Ende September einen monatlichen Rückgang der Saldi der Auslandsausgaben von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind und mit Karten zahlen, um u$s 70 Mio. Per Ende August hatte eine Zunahme von u$s 50 Mio. stattgefunden. Die geringere Verwendung von Kreditkarten als Zahlungsmittel im Ausland wird auf die Belastung von 15% zurückgeführt, die auf die Gewinnsteuer angerechnet werden kann. Für dejenigen, die die Gewinnsteur zahlen, handelt es sich somit nur um eine vorherige Zahlung der Steuer. Das hat jedoch eine abschreckende Wirkung gehabt.
***
Der Internationale Währungsfonds hat das Defizit der Finanzen des argentinischen Nationalstaates für 2012 auf 5% des Bruttoinlandsproduktes geschätzt. Das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) wird auf 1,8% geschätzt. Das echte Defizit für dieses Jahr, in Prozenten des BIP, gehört zu den höchsten der Welt; nur Ägypten mit 10,2% und Indien mit 10,2% liegen höher. Das echte Defizit würde somit 2012 etwa doppelt so hoch wie 2011 liegen. Die Staatsfinanzen sind aus den Fugen geraten.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsabgeordneten auf Grund der Ermittlungen privater Consulting-Firmen berechnet, ergab für September eine Zunahme von 1,93%, und lag 18% über Dezember und 24,25% über September 2011. Die Preiserhöhung liegt mehr als doppelt so hoch wie die des Statistischen Amtes (INDEC).
***
Die erste Schätzung der Getreidebörse von Buenos Aires ergibt eine Getreidernte für die Periode 2012/13 von nur 10,12 Mio. Tonnen, fast 4 Mio. t weniger als im Vorjahr. Einmal war die gesäte Fläche viel geringer, als Folge der offiziellen Politik, die die Preise unter den Paritätspreis drückte, und dann wirkten sich auch die Überschwemmungen aus.
***
Im August lagen die Baugenehmigungen der Stadt Buenos Aires, in qm gemessen, um 21,5% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die registrierten Bauanträge (bei denen die Pläne schon genehmigt wurden) stiegen in dieser Periode um 14,8%. Dennoch liegt die in 8 Monaten genehmigte Baufläche um 35,3% unter der gleichen Vorjahresperiode.
***
Ein Bericht einer angesehenen Consulting-Firma weist darauf hin, dass die Provinzen (einschliesslich Bundeshauptstadt) für dieses Jahr ein primäres Defizit von $ 19 Mrd. aufweisen würden, gegen $ 5,8 Mrd. im Vorjahr. Der finanzielle Bedarf beläuft sich 2012 auf $ 24 Mrd., gegen $ 10 Mrd. im Vorjahr.
***
Der Bergbau ist gegenwärtig die fünftwichtigste Devisenquelle für die argentinische Wirtschaft. Dieser Bereich befindet sich in einem rasanten Wachstumsprozess. Die Exporte sollen bis 2016 um 127%, von u$s 5,27 Mrd. auf u$s 14 Mrd. steigen. Nach Ansicht von Dante Sica, Leiter des Consulting Büros abeceb, entstehen die meisten Arbeitsplätze (56%) im Bereich der nicht metallhaltigen Mineralien, wo argentinische kleine und mittlere Unternehmen vorwiegend sind, während die transnationalen Konzerne für 36% der Arbeitsplätze zuständig sind. Die Sica-Studie stellt ebenfalls fest, dass für jeden Arbeitsplatz im Bergbau, drei weitere in der argentinischen Wirtschaft entstehen. Somit könnten bis 2016 an die 132.434 Arbeitsplätze direkt oder indirekt vom Bergbau abhängig sein.
***
Der für einen Teil der Bundeshauptstadt und Umgebung zuständige Erdgasvetreiber Metrogas verzeichnete im ersten Halbjahr Nettoverluste über $ 55,7 Mio., und einen operativen Verlust in Höhe von $ 30,9 Mio., hat die Firma der Aufsichtsbehörde der Börse (CNV, Comisión Nacional de Valores) mitgeteilt. Im 2. Halbjahr 2011 lag der Verlust bei $ 73 Mio., $ 72. Mio. in der gleichen Vorjahresperiode. Im Juni 2010 hatte die Firma die Gläubiger einberufen, um einen Vorschlag zur Überwindung der Zahlungsunfähigkeit vorzulegen. Wenig später stimmten sie mehrheitlich einer Umschuldung zu. Hauptaktionäre von Metrogas sind British Gas und YPF (70% über den Holding GASA). Wenn jedoch die Firma weiter Verluste ausweist, wird auch die Erfüllung des neuen Zahlungskalenders schwierig. Die Regierung scheint sich jedoch nicht darum zu kümmern, dass die Kosten entweder mit Tarifen oder mit Subventionen gedeckt werden müssen, die es in diesem Fall jedoch nicht gibt.
***
Die Genossenschaft ACA baut für u$s 130 Mio. ein Bioethanolwerk in Villa María, Provinz Córdoba. Das Werk soll Anfang 2014 in Betrieb genommen werden. Man rechnet mit der Schaffung von 300 Arbeitsplätzen. Die Jahresproduktion wurde auf 125.000 cbm veranschlagt.
***
Der Index der 12 grössten Lieferanten von Baumaterialien (Construya) verzeichnet in 12 Monaten zum September ein Rückgang von 12,4%. Für die ersten neun Monaten wurde ein kumulierter Rückgang von 1,7% ermittelt.
***
Das Erdgasferntransportunternehmen Transportadora de Gas del Norte (TGN), das zum Techint-Konzern gehört, geht gerichtlich gegen die Republik Argentinien vor, als Folge der Schäden, die dem Unternehmen nach der Pesifizierung der Tarife im Jahr 2002 verursacht worden sind. Die Gesellschaft ersucht vom argentinischen Staat eine Entschädigung für die Pesifizierung und spätere Einfrierung der Tarife, im Jahr 2006, die den Konzessionsvertrag verletzt. Im März vergangenen Jahres wurde der finanzielle Schaden in einer Beschwerde, die dem Planungsministerium vorgelegt wurde, zwischen 2002 und 2010 mit $ 1,16 Mrd. plus Zinsen in Höhe von $ 344,7 Mio. beziffert. Das Unternehmen erklärte, zu diesem Schritt gezwungen gewesen zu sein, nachdem es keine Anwort von der Regierung erhalten hat.
***
Das Zollamt hat ein 30 Jahre altes Dekret wieder angewendet, das die Einfuhr von Elektrogeräten und Geräten grösserer Formate durch einreisende Touristen, die in Argentinien wohnhaft sind, beschränkt. Es handelt sich um das Dekret 1001 vom Mai 1982, das zwar immer gültig war, aber sehr flexibel angewendet wurde. Man zielt insbesondere auf die Einfuhr, besonders aus Chile, von Fernsehgeräten mit einem grossen Bildschirm.
***
Die AFIP hat am Mittwoch das US-Unternehmen Monsanto wegen Steuerhinterziehung vom Getreideregister gestrichen. Wie die Steuerbehörde mitteilte, hat das Unternehmen zwischen den Jahren 2001 und 2005 fiktive Darlehen über u$s 250 Mio. mit Firmen in Steuerparadiesen erfunden, um in Argentinien die Gewinnsteuer zu umgehen. Durch die Suspendierung muss Monsanto höhere Kosten tragen. So wird die Gesamtheit der Mehrwertsteuer in Höhe von 10,5% statt der üblichen 8% einbehalten. Ausserdem werden die automatischen Rückzahlungen in Höhe von 7% auf Eis gelegt. Aus Kreisen der Firma heisst es, Monsanto habe nie in den 56 Jahren seiner Präsenz in Argentinien, Steuern hinterzogen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der US-Pensionsfonds Principal übernimmt den chilenischen Fonds Cuprum für u$s 1,51 Mrd. Cuprum verwaltet u$s 32 Mrd.
***
Wie das Statistikamt berichtet, stieg im September die Inflation in Chile innerjährlich um 2,8%, getrieben insbesondere von Preiserhöhungen in den Bereichen Transport, Lebensmitteln und Getränke.
***
Am Tag nach der Präsidentschaftswahl fiel die Börse von Caracas um 12,6%. Die Erwartung, dass der Oppositionskandidat Henrique Capriles die Wahl vom letzten Sonntag für sich entscheiden könnte, liess die Börse am Freitag vergangener Woche um 31% klettern. Der Sieg von Chávez wirkte enttäuschend.
***
Das Zentrum für Wirtschaftsforschungen (CINVE) in Montevideo schätzt, dass ca. 30.000 argentinische Touristen weniger als letztes Jahr, als Folge der Devisenrestriktionen, in der Hauptsaison ihre Ferien in Uruguay verbringen werden. Dies entspräche einem Minus von 6,5%. Als Gegenmassnahme hatte die Regierung vor zwei Wochen eine Reihe von Vergünstigungen für die argentinischen Besucher angekündigt: von einer Rückerstattung der Mehrwertsteuer auf Zahlungen mit Kreditkarten in Restaurants und Automietagenturen, bis Benzingutscheine. Die Hoteliers in Punta del Este wurden aufgefordert, ihre Tarife für argentinische Besucher um 15% herabzusetzen, und sich offen gegenüber der Rechnungszahlung mit argentinischen Pesos zeigen, heisst es aus der Hotelierskammer im Badeort.
***
Die brasilianische ZB hat am Mittwoch erneut den Selic-Zinssatz um 25 Basispunkte auf dem historisch tiefsten Satz von 7,25% gesenkt.
***
Siderar erhielt von der Regierung in Venezuela die letzte Tranche über u$s 136,7 Mio. nach der Verstaatlichung von Sidor durch Hugo Chávez, im Jahr 2009. Die Schulden sind jetzt ganz bezahlt, und die Klage von Siderar vor dem Internationalen Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten der Weltbank (ICSID) wurde zurückgezogen.
***
Geschäftsnachrichten
Coca-Cola
Der Getränkehersteller Coca-Cola FEMSA investiert u$s 20 Mio. um die Produktion der Marke zu erhöhen. Auf dem Werk im Stadtteil Pompeya soll eine neunte Produktionslinie entstehen. Dadurch wird die Herstellung um eine Milliarde Liter erhöht, oder 72.000 Flaschen in der Stunde. Diese Produktionslinie der letzten Generation soll ausserdem die Füllung und das Etikettieren der Flaschen noch effizienter als bislang ermöglichen.
Diarco
Dieser Selbstbedienungsgrossmarkt eröffnete auf Kilometer 47,5 der Panamericana sein erstes Einkaufszentrum in Pilar, nach einer Investition von u$s 30 Mio.
Impsa
Wind Power Energía (WPE) erhielt eine neue Finanzierung von der Interamerikanischen Investitionskörperschaft (CII), die von der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) abhängt. WPE ist ein Tochterunternehmen von IMPSA, Industrias Metalúrgicas Pescarmona, mit Fabrik in Mendoza. Die Mittel sollen im Bereich der Windenergie eingesetzt werden. Der Kredit läuft auf drei Jahre mit einer Zinsrate von Libor plus 3,75%. IMPSA ist Lateinamerikas grösster Hersteller von Windrotoren.
Softline
Dieser russische Softwarehersteller wählte die Stadt Buenos Aires aus, um ihre Zentrale für Lateinamerika zu installieren. Weitere Vertretungen sollen ebenfalls in Costa Rica, Chile, Brasilien und Mexiko eröffnet werden. Softline fakturierte im letzten Jahr u$s 600 Mio. Die Firma bietet Dienstleistungen im Bereich des “cloud computing” für mehr als 3000 Software-Hersteller in 21 Ländern an.
Ruca Malen
Dieser Weingut investiert $ 10,1 Mio. im Ausbau der Weinproduktion und der Modernisierung der Flaschenabfüllanlagen. Bis nächstes Jahr soll die Produktion auf 750.000 hl steigen.
Audi
Die Teilnehmer aus Argentinien für den Audi quattro Golf Cup stehen schon fest: Francisco Viola und Jorge Faerman vom Verein San Diego C.C. nehmen im kommenden Monat am Finale im Arabella Golf Club im südafrikanischem Western Cape teil.
YGTL & Metro
Diese Firmen, geleitet von Federico Weil, haben ein Immobilienprojekt auf einem Gelände von 32 ha im Bezirk Tigre, nahe der Bundeshauptstadt, vorgestellt, mit 500 m Ufer am Luján-Fluss. Das Projekt stellt eine Investition von $ 2 Mrd. dar, wobei u.a. 11 Hochhäuser errichtet werden sollen.
Campari
Dieser Hersteller von alkoholischen Getränken hat begonnen, den Apperitiv Campari in seiner Fabrik in Capilla del Señor, nördlich der Bundeshauptstadt, zu erzeugen, um das bisher importierte Getränk zu ersetzen. Das Unternehmen stellt auch Getränke unter den Marken Cinzano, Old Smuggler und Bols her. 2010 investierte die Firma u$s 20 Mio., um die Produktions- und Lagerungskapazität auszuweiten.
Wirtschaftsübersicht
Das Problem der Beamtengehälter
und der Konflikt mit
der Gendarmerie und Präfektur
Die Rebellion der Gendarmerie und Marinepräfektur bringt grundsätzlich einen Konflikt über die Gehälter zum Ausdruck. Dass ausgerechnet die unteren Stufen, in denen die Mitglieder dieser Sicherheitskräfte ohnehin nicht mit ihrem Gehalt auskommen, weniger als im Vormonat in die Hand bekamen, war wirklich zu viel des Guten. Die Regierung hat versucht, dies als einen Verwaltungsirrtum darzustellen, womit die für den Fall zuständige Sicherheitsministerin Nilda Garré die Verantwortung auf diejenigen ablud, die die Gehälter berechnen und auszahlen. Das erinnert an die Geschichte vom Chef, der seine Sekretärin für seine Fehler verantwortlich macht. Diese Regierung kennzeichnet sich durch schlechte Verwaltung und Schlampigkeit, und das ist hier krass zum Ausdruck gekommen.
Im Prinzip ging es darum, dass ein hoher Teil der Gesamtvergütung, auf die keine Soziallasten berechnet wurden, jetzt auch mit diesen belastet werden, was den Staat mehr kostet aber auch das Nettogehalt verringert. Letzteres soll jetzt vom Staat ausgeglichen werden. Aber der Konflikt verbleibt. Der Unfug mit diesen Gehältern (die auf Spanisch als “no remunerativo” bezeichnet werden, was wörtlich bedeutet, dass es keine Entlöhnungen sind, obwohl sie es doch sind, nur ohne Beiträge zum sozialen System) begann vor langer Zeit, zum ersten Mal im Jahr 1969. Danach wurde dieses System, das keine rechtliche Grundlage hat, kaum angewendet, bis es in den 90er Jahren und noch mehr unter den Kirchners wieder aufkam, sowohl im privaten wie im öffentlichen Bereich. Vor einigen Jahren hat die AFIP versucht, der Auswucherung dieser Zulagen eine Grenze zu setzen, indem sie sie nur für ein Jahr gestattet. Aber auch das hat keine rechtliche Grundlage. Und wenn im staatlichen Bereich ein illegales System angewendet wird, ist der Fall noch schlimmer. Rein formell müssten diejenigen, die dafür verantwortlich zeichnen, dass für einen Teil der Gehälter keine Soziallasten berechnet werden, zur Rechenschaft gezogen werden und von der Justiz verurteilt werden.
Unter den Kirchners wurde das ganze System stark ausgeweitet, wobei bei den Streit- und Sicherheitskräften beiläufig die Pensionen auf den Betrag berechnet werden, der mit Sozialabgaben belastet wird; und dabei werden bestimmte Zulagen auch ausgeschlossen. Das bedeutet, dass höhere Offiziere der Streit- und Sicherheitskräfte, wenn sie in den Ruhestand versetzt werden, oft ein Drittel ihres Gehaltes erhalten. Früher war es knapp etwas weniger als im aktiven Dienst. Die Offiziere sind sehr verärgert über diesen Zustand, bei dem sie im Ruhestand mit ihrer Pension nicht auskommen. Bei der Gendarmerie und Präfektur machen die Zusätze ohne Sozialabgaben allgemein über 75% des Gesamtlohnes aus. Jetzt sollen es nur noch 10% bis 20% sein; aber auch das ist illegal. In früheren Zeiten wurden die Beamtengehälter allgemein voll mit Sozialabgaben berechnet, wie es sein muss.
Gewiss ist es in Ordnung, wenn die Regierung jetzt versucht, die verfahrene Lage wieder einzurenken. Der Staat muss eben die Zusatzausgaben tragen, die sich dabei ergeben. Dass ausgerechnet bei den Sicherheitskräften gespart wird, zu einer Zeit, in der Unsicherheit und öffentliche Aufruhr an der Tagesordnung stehen, ist einfach verrückt.
Die Gendarmerie befasst sich nomalerweise mit dem Grenzschutz und die Präfektur mit der Kontrolle der Meere und Flüsse, sowie der Küstengebiete. Diese Regierung hat jedoch die Gendarmerie, und zum Teil auch die Präfektur, für Funktionen eingesetzt, die der Polizei zustehen, besonders im städtischen Gebiet von Buenos Aires und Umgebung, wo sie vorher kaum präsent waren. Das macht das Problem noch brisanter. Warum wird die Polizei nicht voll eingesetzt? Eine vernünftige Erklärung hat die Regierung nicht gegeben. Hier kommt wohl der historische Konflikt der Montonero-Terroristen mit der Polizei zum Ausdruck. Denn diese Organisation hat in den 70er Jahren ca. 300 Polizisten ermordet, um ihnen die Pistole und das Abzeichen zu stehlen, als Bedingung für eine Beförderung zum Kommandanten oder etwas ähnliches. Es war ein systematischer Mord. Die Polizei wurde von den Montoneros als Feind angesehen. Ehemalige Mitglieder und Sympathisanten dieser Organisation sind in der Regierung stark vertreten und haben grossen ideologischen und faktischen Einfluss. Auch Sicherheitsministerin Nilda Garré, der auch die Polizei untersteht, stand den Montoneros nahe.
Nachdem der Konflikt geplatzt ist, kam noch eine Gehaltsforderung der Gendarmen hinzu, von $ 7.000 als Anfangsgehalt, was eine Zunahme von etwa 40% und in vielen Fällen mehr darstellt. Das hat Kabinettschef Abal Medina am Dienstag in einer Pressekonferenz schroff abgelehnt, mit dem Argument, dass dieses Grundgehalt in der ganzen öffentlichen Verwaltung nicht besteht. In der Tat würde sich dies wie ein Lauffeuer auf den ganzen staatlichen Bereich ausdehnen und unbezahlbar sein.
Aussserdem weisen die Mitglieder der Polizei und der Streitkräfte darauf hin, dass ein analoges Problem auch bei ihnen besteht. Es ist unvermeidlich, dass das Problem der Zahlung eines grossen Teils der Gehälter ohne Sozialabgaben und der sehr niedrigen Ruhestandsbezüge bei den Streit- und Sicherheitskräften allgemein aufkommt. Der Fall hat gewiss auch politische Bedeutung, voraussichtlich zunehmend, aber keinen politischen Ursprung.
Das Gehaltsproblem im öffentlichen Bereich sollte gesamthaft behandelt werden. Es sollte eine Rahmenordnung geben, die für alle Bereiche gilt, so dass analoge Tätigkeiten etwa gleich vergütet werden, und die Differenzen begründet sind. In vielen Bereichen der öffentlichen Verwaltung, so in der AFIP, im Parlament und in der Justiz, sind die Gehälter (und noch mehr die Diäten der Deputierten und Senatoren) besonders hoch, wobei die Richter keine Einkommenssteuer zahlen. In anderen Fällen muss man auch berücksichtigen, dass relativ wenig gearbeitet wird, oder dass Zusätze hinzukommen, z.B. für jedes gearbeitete Jahr, oder das die Ferien länger als üblich sind, wie bei Lehrern, oder das auch eine Mahlzeit (oder ein Sandwich und ein Getränk) geboten wird. In der Praxis wird jedoch die Unordnung bei den Beamtengehältern beibehalten, wobei die Budgetfachleute des Schatzamtes, die diese Gehaltsproblematik kennen (oder kennen sollten) nur in Extremfällen versuchen, Korrekturen vorzuschlagen, die dann meistens von ihren Vorgesetzten ad acta gelegt werden, um Konflikte zu vermeiden, wie der, der jetzt aufgetreten ist.
In der Gendarmerie und teilweise auch in der Küstenwache scheint die Gehaltsunordnung besonders gross zu sein. Kabinettschef Juan Manual Abal Medina und Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino wiesen in einer Pressekonferenz am Dienstag darauf hin, dass einige Gendarmen in den höheren Rängen Gehälter von über $ 80.000 und in einem Fall sogar über $ 100.000 bezögen, wobei sie nur einen minimalen Betrag an Gewinnsteuer zahlten. Sie haben jedoch nicht erklärt, wie so etwas möglich war. Denn in der öffentlichen Verwaltung gibt es keine so hohen Gehälter. Die Schuld haben laut Abal Medina bestimmte Richter, die bei zahlreichen Prozessen den Klägern recht geben. Eine beim Namen aufgeführte Richterin antwortete sofort, und erklärte, sie hätte nur verfügt, dass die Zulagen ohne Sozialabgaben illegal seien. Das erklärt jedoch nicht die hohen Gehälter und noch weniger die Tatsache, dass die Gewinnsteuer notorisch falsch berechnet wurde. Die zuständige Ministerin, Nilda Garré, hat keine Erklärung gegeben. Sie trägt jedoch letztlich die Verantwortung für falsch berechnete Gehälter und die nicht voll einbehaltene Gewinnsteuer.
In diesem Zusammenhang erscheint auch die Tatsache eigenartig, dass im Haushaltsgesetz für 2013 keine Gehaltserhöhungen für den öffentlichen Bereich vorgesehen sind. Die Gehälter sollen etwas über denjenigen des Jahres 2012 liegen, weil es im Laufe dieses Jahres Zulagen gab, so dass der Jahresdurchschnitt unter dem Dezembergehalt liegt, das 2013 beibehalten werden soll. Insgesamt soll das Sicherheitsministerium, von dem Gendarmerie, Präfekur und Polizei abhängt, 2013 $19,80 Mrd. erhalten, 11% weniger als 2012. Und beim Verteidigungsministerium sind es $ 20,46 Mrd. nur 3,9% mehr als dieses Jahr. 74% der Ausgaben beider Ministerien enfallen auf das Personal. Indessen dürfte es doch Gehaltserhöhungen geben, die dann mit Einnahmen finanziert werden, die über den veranschlagten liegen, die vom Kabinettschef verteilt werden. Die Budgetmethodologie der Kirchner-Regierungen ist gewiss eigenartig, mit einem Haushalt, der im Laufe des Jahres ständig geändert wird.
Die Kirchner-Regierungen, die über Staatseinnahmen wie nie zuvor verfügt haben und die Staatsquote von unter 30% über etwa 40% des BIP erweitert haben, haben andere Prioritäten gesetzt. Statt die Beamten besser zu behandeln, wurden an die Million zusätzliche unnötige öffentliche Angestellte eingestellt (davon über 300.000 beim Nationalstaat und der Rest bei Provinzen und Gemeinden), wobei viele, die von der Regierungsorganisation “La Cámpora” stammen, mit Gehältern von $ 8.000 und mehr eingestellt wurden, weit mehr als sonst bei Neueinstellung von Beamten üblich, obwohl sie weder Erfahrung noch eine besondere Ausbildung vorweisen konnten. Dabei wurden auch Karrierebeamten verdrängt, was besonders schlecht angekommen ist. Der Kirchner-Staat vergeudet überall enorme Summen: mit den Fussballsendungen “für Alle”, mit der Finanzierung eigener Zeitungen und Zeitschriften (die kaum Leser haben) und Fernsehprogrammen (die kaum jemand sieht), mit sozialen Subventionen, die politischen Charakter haben, mit der Deckung der Defizite und Investitionen von Staatsunternehmen, wobei stets neue dazukommen, mit überhöhten Subventionen für Strom und städtischen Personentransport, mit schlecht geplanten und noch schlechter durchgeführten nicht prioritären Infrastrukturinvestitionen, u.s.w. Hinzu kommt dann noch, dass auch von ganz oben keine Austerität gezeigt wird. Wenn die Präsidentin bei ihrem Aufenthalt in New York im Hotel Mandarin u$s 4.500 pro Tag gezahlt hat, handelt es sich um ein besonders schlechtes Signal. Denn nur eine Regierung, die spart und Austerität vorzeigt, kann bei Gehaltsforderungen der schlecht bezahlten Beamten hart auftreten.
Der Staat könnte gewiss in hohem Umfang sparen und mit einem Bruchteil davon das Gehaltsproblem der Gendarmerie, der Präfektur und anderer Bereich lösen. Unter CK als Präsidentin ist dies jedoch nicht zu erwarten. Somit steht die Regierung vor der Tatsache, dass sie nicht über die Mittel verfügt, die die Überwindung des Konfliktes kosten wird. Es kommt dann schliesslich zu einer weiteren Erhöhung der öffentlichen Ausgaben, die mehr Defizit schafft und inflationär finanziert wird.
Wirtschaftsübersicht
Die vielfältige Armutsproblematik
Dass es in Argentinien viele Arme gibt, ist eine Tatsache, die wohl niemand bestreitet. Doch die Bestimmung der Armut als solche und als soziales Problem, und die Messung der Zahl der Armen ist ein komplexes Problem, das statistisch schwer zu erfassen ist. Das Statistische Amt ist bisher von der periodischen Haushaltsumfrage ausgegangen, die etwa 10.000 Einzelfälle in städtischen Ballungszentren umfasst, die dann auf die ganze Bevölkerung hochgerechnet werden. Die Lage ist jedoch in Dörfern und auf dem Land ganz anders. Ein Armer, der auf dem Land in einer Hütte wohnt, ist etwas ganz anderes als einer, der in einem Elendsviertel haust. Dann wird ein Korb von lebensnotwendigen Gütern aufgestellt, dessen Wert die Armutsgrenze darstellt. Und hinzu kommt noch ein zweiter Korb mit den dringendesten Nahrungsmitteln zum Überleben, der als Elendsgrenze betrachtet wird. Theoretisch müsste somit jemand, der mit seinem Einkommen unter dieser Grenze liegt, buchstäblich verhungern.
Wenn nun wirklich, wie es das Statistische Amt (INDEC) ermittelt, 1,7% der Bevölkerung, gleich 680.000 Menschen, sich im Elendszustand befinden und somit am Hungertuch nagen, dann müsste das überall auf den Strassen sichtbar sein, mit Menschen die Haut und Knochen sind, von denen viele einfach tot umfallen. Etwa wie in Calcutta und Biafra. Und wenn die Elendsgrenze höher angesetzt wird, wie es eine Gruppe von “Fachleuten” im Auftrag der Gewerkschaft der Staatsangestellten (UTE) ermittelt hat, wären diejenigen, die sich im Elendszustand befinden, sogar 9,3% der Bevölkerung, gleich 3,8 Mio Menschen, was als eine totale soziale Katastrophe auftreten würde, der wir täglich auf der Strasse begegnen würden. Fällt es diesen eigenartigen Statistikern und Sozio-logen nicht auf, dass die Menschen in Argentinien im allgemeinen eher gut ernährt sind? Dass viele falsch ernährt sind, ist ein anderes Problem, das jedoch in allen Gesellschaftsschichten besteht. Ebenfalls sind die Menschen relativ gut gekleidet. Die sogenannten “descamisados”, auf die Perón 1945 hinwies, die angeblich kein Hemd hatten (sondern nur ein Unterhemd, genannt “camiseta”, trugen) gibt es nicht mehr.
Das INDEC ist jetzt zum Schluss gekommen, dass die von diesem Amt errechnete Armut methodologisch falsch ist. Im Grunde ist das Ergebnis deswegen falsch, weil die Preise der Güter, die den Warenkorb bilden, grob gefälscht werden und absurd niedrig angegeben werden. Das hat jedoch nichts mit der Methodologie zwecks Erfassung der Armut zu tun.
Die Direktorin des Amtes, Ana Edwin, erklärte, die bisherige Messung sei ein Überbleibsel der liberalen Ideologie, weswegen sie nicht tauge. Was diese Armuts- und Elendsstatistik mit Liberalismus zu tun hat, bleibt indessen ihr gut gehütetes Geheimnis. Sie wies darauf hin, dass die Armut mit einem “multidimensionalen” Gesichtspunkt erfasst werden müsste, und erklärte dann, dass es eben nicht mit dem Familieneinkommen genüge. Es gebe auch andere Faktoren, die berücksichtigt werden müssen, wie z.B. die Mahlzeit der Kinder in den Schulen oder bei Erwachsenen in den Unternehmen. Sie hat recht, hat jedoch das Thema nicht zu Ende gedacht.
Einkommen u.a. Umstände
Wir haben an dieser Stelle stets darauf hingewiesen, dass man gewisse Umstände berücksichtigen müsse, die für die Lebenshaltung der Familien sehr wichtig zu sein pflegen, wobei dann die Armut und das Elend viel geringer ausfallen. Dabei waren wir jedoch allein auf weiter Flur. Denn in Argentinien besteht die krankhafte Gewohnheit, Wirtschaft und Gesellschaft viel schlechter darzustellen, als sie ist. Halten wir fest:
- Zunächst muss zwischen denjenigen unterschieden werden, die über eine Wohnung verfügen, und denjenigen, die eine mieten müssen. Und dann muss die Qualität der Wohnung differenziert werden. Das ergibt, bezogen auf den Wohlstand, völlig verschiedene Situationen, was jedoch nicht berücksichtigt wird.
- Bei den Umfragen werden falsche Angaben gegeben, zum Teil absichtlich, weil die Befragten dabei mit einer eventuellen Subvention spekulieren, zum Teil aber auch, weil die Fragen falsch gestellt und keine Rückfragen gestellt werden, wenn ein offener Widerspruch zwischen dem Einkommen und dem sichtbaren Ernährungszustand der Familienangehörigen auftritt.
- Gelegenheitseinkommen werden kaum berücksichtigt, und unregelmässige Einkommen, wie sie bei vielen Selbstständigen üblich sind, werden schlecht erfasst.
Naturaleinkommen werden nicht als Einkommen betrachtet, obwohl sie oft sehr wichtig sind. Viele Familien haben Gemüse- und Obstgärten, und befassen sich eventuell noch mit Hühnerzucht, was ihnen eine Ernährungsgrundlage bietet. Der Plan “Pro Huerta”, der Anfang der 90er Jahre eingeleitet wurde, bei dem das technologische Institut der Landwirtschaft INTA Familien, die über etwas Boden oder einen grösseren Garten verfügen, gelehrt hat, Gemüse und Obst zu pflanzen und ihnen Samen und Sprösslinge bereitgestellt hat, war sehr erfolgreich. Es gibt im ganzen Land über 600.000 solcher Gärten, die etwa 2 Mio. Menschen einen Teil ihrer Ernährung liefern. Hinzu kommen auch solche in Schulen und Gemeindeprojekten, und schliesslich auch die Gemüsegärten, die Personen gehören, die nicht im Programm eingeschlossen waren (u.a. weil sie etwas grössere Landflächen besassen), aber dem Beispiel gefolgt sind. Und viele andere Familien hatten schon vorher Gemüse im eigene Garten erzeugt und Hühner gezüchtet. Die europäischen Einwanderer haben im 19. Jahrhundert ihre Kultur der Gemüsegärten mitgebracht, die jedoch dann verloren ging. Jetzt muss man sich bemühen, sie wieder zu beleben. Leider wurde der Plan “Pro Huerta” unter den Kirchners mit viel weniger Schwung fortgeführt.
- Hinzu kommen dann noch Jagd und vor allem Fischfang, die auch zur Ernährung beitragen. Argentinien hat viele Flüsse mit einem grossen Fischreichtum, angefangen dem Paraná, und tausende von Familien fischen und ernähren sich damit. Die künstliche Fischzucht in Teichen, wie sie in Vietnam u.a. asiatischen Staaten üblich ist, könnte gewiss auch hier eingeführt werden.
- Viele arme Menschen beschaffen sich Gemüse bei Händlern, die ihnen leicht verdorbenes Gemüse (oder eben nicht so schöne Ware) oder solches, das faktisch unverkäuflich ist und bald verdirbt, für einen sehr niedrigen Preis liefern, gelegentlich sogar als Geschenk. Ähnlich geschieht es bei Metzgern. Kutteln und bestimme Innereien, wie Leber, sind besonders billig (ein Viertel und noch weniger als Rindfleisch), eben weil sie wenig konsumiert werden. Aber armen Menschen ist damit gewiss geholfen, da sie dabei tierisches Protein erhalten.
Beim Haushaltspersonal kommt oft freie Wohnung und Ernährung hinzu. Der Lohn allein, auf dem die Armuts- und Elendsstatistik aufgebaut wird, ist hier nicht bestimmend. Es handelt sich um eine sehr umfangreiche soziale Gruppe, etwa eine Million Menschen, die zwar arm sind, aber gewiss nicht im Elend leben.
Diese Vielfalt der Faktoren statistisch zu erfassen, ist kaum möglich. Man sollte davon ausgehen, dass die reine Messung von Armut und Elend, in absoluten Zahlen und in Prozenten der Bevölkerung, wenig Sinn hat. Man muss die Eigenart der Armut erfassen, um eine Sozialpolitik auszuarbeiten, die zur Überwindung der einzelnen Aspekte und Situationen beiträgt. Noch weniger sinnvoll ist die Politisierung des Themas. Gewiss hat die Armut, wie immer man sie misst, im Laufe des letzten Jahrzehnts im Zuge des starken wirtschaftlichen Wachstums stark abgenommen. Und gewiss sollte sie noch viel stärker zurückgegangen sein. Darum dreht sich die politische Diskussion, die jedoch im Grunde sehr oberflächlich ist, wie wenn das Thema die Politiker nicht interessiere.
Die einzelnen Aspekte des Problems
Man muss einzelne Aspekte der Armutspolitik genauer beachten. Halten wir fest: Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind wichtige Armutsfaktoren. Die Beschäftigungspolitik sollte sich damit befassen, die Hindernisse für eine höhere Beschäftigung zu beseitigen und Anreize für mehr Arbeitsplätze zu schaffen. In der Praxis geschieht kaum etwas in dieser Richtung. Die Arbeitsgesetzgebung muss flexibler gestaltet werden, den Übergang von schwarz auf weiss erleichtern und differenzierte Bedingungen erlauben. Lieber eine schlecht bezahlte Arbeit, als gar keine. Wichtig ist, dass zunächst allen Menschen, die arbeiten wollen, die Möglichkeit geboten wird, es zu tun. Danach kommt dann die Sorge um höhere Löhne, bessere Arbeitsbedingungen und erhöhten sozialen Schutz. Wenn man das Problem umgekehrt aufzieht, wie es in der Tat der Fall ist, dann verbleibt eben die hohe Arbeitslosigkeit.
Es muss für Ernährung für alle gesorgt werden. Es ist gewiss für den Staat finanziell zu verkraften, in bestimmten Orten Küchen und Esssäle einzurichten, die eine freie Mahlzeit bieten. So etwas würde einen Bruchteil der Summe kosten, die bei Aerolineas Argentinas, Lafsa, Enarsa und vielen anderen Dingen vergeudet wird. Allerdings muss dabei der “asado” bei Seite gelassen werden. Dabei kann es sich auch um ein gesünderes Essen handeln, als die Menschen allgemein gewohnt sind, also mit mehr Gemüse, ohne gebratene Kost und mit weniger tierischem Protein. Gemeinnützige Institutionen, wie Caritas oder die Kirchen würden gewiss mitwirken können. Während der Wahlkampagne 2002/03 hat Carlos Menem einen Vorschlag in diese Richtung gemacht, der jedoch versandete.
Ein wesentlicher Aspekt der Armut besteht in der Wohnung. Die Programme für sozialen Wohnungsbau müssen vernünftiger gestaltet werden, so dass mit dem gleichen Mitteln mehr Wohnungen gebaut werden. Ein Weg (der schon mit Erfolg probiert worden ist) besteht darin, dass diejenigen, die die Wohnung erhalten, sich selber um die Beendigung der Wohnung kümmern, was Verputz, Anstreichen u.a. Dinge umfasst. Leider ist es politisch so, dass es den Regierenden konveniert, wenige schöne Wohnungen zu übergeben, als viele, die nicht so schön und so gut sind. In vielen Fällen besteht die wirtschaftlichste Lösung darin, diejenigen, die schon eine prekäre Wohnung oder ein Gründstück haben, finanziell und technisch zu unterstützen, damit sie selber bauen können.
Die Erziehungsproblematik muss näher studiert werden. Hier geht es um die Qualität der Primarschule und um den Ausbau der Fachschulen. In einer Welt, die technologisch komplexer geworden ist und dabei auch höhere Ansprüche an die arbeitende Bevölkerung stellt, spielt die Qualität der Erziehung eine grosse Rolle. Es muss auch verhindert werden, dass ein so grosser Teil der Besucher von Sekundarschulen nach kurzer Zeit aufgibt.
Um die Armut zu bekämpfen, muss man das Phänomen in seinen verschiedenen Aspekten erfassen, wobei es auch besonders wichtig ist, dass die Menschen den Willen haben, ihre Lage zu überwinden. Das muss den Kindern in der Primarschule und allgemein über soziale Programme beigebracht werden. Denn es ist besonders schwierig, denjenigen zu helfen, die sich nicht selber helfen wollen.